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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu einer EU-Strategie für den Schwarzmeerraum
(2010/2087(INI))

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis der Mitteilung der Kommission mit dem Titel „Die Schwarzmeersynergie –
Eine neue Initiative der regionalen Zusammenarbeit“ (KOM(2007)0160),

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen des Rates zur Initiative Schwarzmeersynergie vom 
14. Mai 2007,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 17. Januar 2008 zu einem neuen Ansatz in der 
Politik für die Schwarzmeerregion1,

– unter Hinweis auf die gemeinsame Erklärung der Außenminister der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union und des weiteren Schwarzmeerraums, die am 14. Februar 2008 in 
Kiew angenommen wurde, 

– in Kenntnis des Berichts der Kommission über das erste Umsetzungsjahr der 
Schwarzmeersynergie, der am 19. Juni 2008 angenommen wurde (KOM(2008)0391),

– in Kenntnis der Gemeinsamen Erklärung, mit der die Umweltpartnerschaft der Initiative 
Schwarzmeersynergie ins Leben gerufen wurde (Brüssel, 16. März 2010),

– in Kenntnis der Mitteilung der Kommission mit dem Titel „Stärkung der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik“ (KOM(2006)0726),

– unter Hinweis auf die Assoziierungspartnerschaft mit der Türkei,

– unter Hinweis auf die mit Armenien, Aserbaidschan, Georgien, der Republik Moldau und 
der Ukraine abgeschlossenen Partnerschafts- und Kooperationsabkommen und die 
laufenden Verhandlungen über neue Assoziierungsabkommen sowie auf die 
entsprechenden Aktionspläne der Europäischen Nachbarschaftspolitik (ENP), 

– unter Hinweis auf die ENP-Fortschrittsberichte über Armenien, Aserbaidschan, die 
Republik Moldau, Georgien und die Ukraine, die die Kommission am 12. Mai 2010 
angenommen hat,

– unter Hinweis auf das Partnerschafts- und Kooperationsabkommen mit der Russischen 
Föderation sowie auf die laufenden Verhandlungen über ein neues Abkommen EU-
Russland,

– in Kenntnis der Mitteilung der Kommission vom 3. Dezember 2008 an das Europäische 
Parlament und den Rat über die „Östliche Partnerschaft“ (KOM(2008)0823),

– unter Hinweis auf die am 7. Mai 2009 auf dem Gipfeltreffen der Östlichen Partnerschaft 
                                               
1 ABl. C 41 E vom 19.2.2009, S. 64.
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in Prag abgegebene Gemeinsame Erklärung,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15. November 2007 zur Stärkung der 
europäischen Nachbarschaftspolitik1,

– unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zur Republik Moldau, zur Russischen 
Föderation, zur Türkei, zur Ukraine und zu den Ländern des Südkaukasus sowie zur 
Integrierten Meerespolitik,

– gestützt auf Artikel 48 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten sowie der 
Stellungnahmen des Ausschusses für internationalen Handel, des Ausschusses für 
Industrie, Forschung und Energie und des Ausschusses für regionale Entwicklung (A7-
0000/2010),

A. in der Erwägung, dass der Schwarzmeerraum an der Schnittstelle zwischen Europa, 
Zentralasien und dem Nahen Osten liegt und durch enge Bindungen und ein erhebliches 
Potenzial, aber auch durch Unterschiede und Rivalitäten gekennzeichnet ist; in der 
Erwägung, dass die Region die EU-Mitgliedstaaten Bulgarien, Griechenland und 
Rumänien, das Beitrittsland Türkei und die ENP-Partner Armenien, Aserbaidschan, 
Georgien, die Republik Moldau und die Ukraine sowie die Russische Föderation als 
strategischen Partner umfasst,

B. in der Erwägung, dass der Schwarzmeerraum für die EU von strategischer Bedeutung ist; 
in der Erwägung, dass das Schwarze Meer zum Teil innerhalb der EU liegt, was 
gemeinsame Herausforderungen und Möglichkeiten für die EU und die Länder der Region 
bedeutet und zur Folge hat, dass gemeinsam sichergestellt werden muss, dass der 
Schwarzmeerraum zu einer Region des Friedens, der Stabilität und des nachhaltigen 
Wohlstands wird, 

C. in der Erwägung, dass ein positiver Aspekt der Schwarzmeersynergie darin besteht, dass 
der Schwarzmeerraum als für die EU von strategischer Bedeutung anerkannt wurde, 
ebenso wie die Notwendigkeit eines verstärkten Engagements der EU in der Region; in 
der Erwägung, dass die Ergebnisse der Schwarzmeersynergie bisher eher bescheiden 
ausgefallen sind und dass kein klares und umfassendes Bild über die derzeitigen 
Ergebnisse der Umsetzung der Schwarzmeersynergie vorliegt, was die EU der Kritik 
aussetzt, dass es ihr an einer strategischen Vision für die Region fehlt und dass sie bei der 
Umsetzung nicht einheitlich vorgeht,

D. in der Erwägung, dass bisher kein Aktionsplan mit konkreten Zielen und Benchmarks 
erarbeitet wurde und Mechanismen zur Berichterstattung, Überwachung, Evaluierung und 
für Follow-up, wie sie das Parlament in seiner allerersten Entschließung zum Schwarzen 
Meer gefordert hat, fehlen, 

E. in der Erwägung, dass nur ein Fortschrittsbericht veröffentlicht wurde (im Jahr 2008), auf 
den keine regelmäßigen Berichterstattungsmechanismen folgten; in der Erwägung, dass 

                                               
1 ABl. C 282 E vom 06.11.2008, S. 443.
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nur wenige Projekte durchgeführt wurden und dass bis dato nur eine Umweltpartnerschaft 
ins Leben gerufen wurde,

F. in der Erwägung, dass seit 2008 keine Ministerkonferenz stattgefunden hat, wodurch der 
Mangel an Sichtbarkeit, strategischer Vision und politischer Führerschaft für die 
Schwarzmeersynergie noch verschärft wird,

G. in der Erwägung, dass die bisherigen Anstrengungen zwar lobenswert sind, aber durch 
eine schlechte Organisation der Verwaltung, durch fehlendes institutionelles und 
politisches Engagement sowie einen Mangel an Humanressourcen und Mittelzuweisungen 
gravierend behindert wurden,

H. in der Erwägung, dass seit 2008 viele Entwicklungen im Schwarzmeerraum stattgefunden 
haben; ferner in der Erwägung, dass die regionale Zusammenarbeit in einigen technischen 
Bereichen, wie Umwelt, Bildung, Forschung und Technologie sowie in der Angleichung 
der Rechtsvorschriften offenbar zwar Fortschritte verzeichnet, dass eine Reihe von 
Herausforderungen, wie langwierige Konflikte, Militarisierung und die Verschlechterung 
der Lage der Demokratie aber weiterhin besteht und sich sogar noch verschärft hat,

I. in der Erwägung, dass andere Initiativen der EU, die Länder im Schwarzmeerraum 
betreffen, nicht als Konkurrenz zur Schwarzmeersynergie sondern als Ergänzung 
angesehen werden sollten,

J. in der Erwägung, dass die Kommission ersucht wurde, eine EU-Strategie für den 
Donauraum zu entwickeln,

1. vertritt die Ansicht, dass – angesichts der strategischen Bedeutung des Schwarzmeerraums 
für die EU und der begrenzten Ergebnisse der Schwarzmeersynergie – eine Strategie 
entwickelt werden sollte, um Kohärenz und Sichtbarkeit für die Maßnahmen der EU in 
der Region zu schaffen;

2. fordert die Kommission auf, eine Strategie für den Schwarzmeerraum zu erarbeiten und 
damit einen integrierten Ansatz der EU für die Region festzulegen, der einen detaillierten 
Aktionsplan, klare Ziele, Leitinitiativen und Benchmarks umfasst; ist der Ansicht, dass die 
Strategie eine Koordinierung der Tätigkeiten und eine Aufteilung der Aufgaben 
sicherstellen sollte; 

3. wiederholt erneut seine Forderung an die Kommission, die Umsetzung der Strategie durch 
die Schaffung konkreter Überwachungs-, Evaluierungs-, Follow-up- und 
Berichterstattungsmechanismen regelmäßig zu überprüfen; 

4. begrüßt die Aufstellung des Gemeinsamen Operativen Programms für die 
grenzübergreifende Zusammenarbeit im Schwarzmeerraum im Rahmen des ENPI sowie 
die große Zahl der eingegangenen Anträge; vertritt jedoch die Auffassung, dass die 
schwerfällige Arbeitsweise dieses Programms die Mängel der gegenwärtigen 
Finanzierungsmechanismen widerspiegelt;

5. ist daher überzeugt davon, dass der Erfolg der Strategie von der Bereitstellung 
angemessener und identifizierbarer Finanzmittel abhängt; fordert die Schaffung einer 
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spezifischen Haushaltslinie für die Schwarzmeerstrategie sowie die Entwicklung 
wirksamer Auszahlungsmethoden; 

6. betont, dass für die Erreichung der Ziele der neuen Strategie angemessene 
Humanressourcen vorgesehen werden müssen, insbesondere indem in der 
Organisationsstruktur und bei der personellen Ausstattung des EAD ausdrücklich darauf 
Rücksicht genommen wird; 

7. ist der Ansicht, dass zur Sicherstellung der Sichtbarkeit, strategischen Führung und 
hochrangigen Koordination regelmäßig Ministertreffen zwischen der EU und dem 
weiteren Schwarzmeerraum abgehalten werden sollten, an denen alle Akteure in der 
Region beteiligt werden sollten; vertritt die Ansicht, dass die Schwarzmeerstrategie auf 
allen Ebenen der regionalen Kooperation entwickelt werden sollte; nimmt daher die 
parlamentarische Zusammenarbeit zwischen der EU und den Anrainerstaaten des 
Schwarzmeerraums zur Kenntnis; begrüßt die Einrichtung eines Forums für die 
Zivilgesellschaft im Schwarzmeerraum und ermuntert zu einer verstärkten 
Zusammenarbeit zwischen Kommunalverwaltungen, Zivilgesellschaft und Unternehmen; 

8. erachtet Partizipation und regionale Eigenverantwortung als wichtige Grundsätze des 
Ansatzes der EU gegenüber der Region und sieht die Türkei und Russland als wesentliche 
Partner in der regionalen Zusammenarbeit im Schwarzmeerraum an, die in angemessener 
Weise einbezogen werden sollten; vertritt die Ansicht, dass die zweifache Funktion, die 
Bulgarien, Rumänien und Griechenland als Küstenstaaten und als EU-Mitgliedstaaten 
erfüllen, für den Erfolg der EU-Politik im Schwarzmeerraum von ausschlaggebender 
Bedeutung ist; 

9. hebt die ergänzenden Unterschiede der Schwarzmeersynergie und der Östlichen 
Partnerschaft hervor und fordert die Kommission auf, die unterschiedlichen Ansätze der 
beiden Initiativen positiv zu nutzen; fordert die Vizepräsidentin/Hohe Vertreterin auf, 
sicherzustellen, dass der EAD die einzelnen Initiativen und Instrumente der EU im 
weiteren Schwarzmeerraum wirksam koordiniert;

10. betont, dass zwei Hauptziele in der EU-Strategie für den Schwarzmeerraum verfolgt 
werden sollten: Schaffung von Frieden und Stabilität im Schwarzmeerraum und 
Gewährleistung der Energiesicherheit der EU; ist der Ansicht, dass eine 
verantwortungsvolle Staatsführung, Energie, Verkehr, Umwelt und die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung Bereiche für prioritäre Maßnahmen darstellen sollten;

Sicherheit und verantwortungsvolle Staatsführung

11. weist erneut darauf hin, dass der Schwarzmeerraum mit großen transnationalen 
Herausforderungen konfrontiert ist, die nicht übergangen werden können, wie langwierige 
Konflikte, bilaterale Streitigkeiten, geschlossene Grenzen und strategische Rivalitäten, die
zu Militarisierung und Verbreitung von Waffen führen, schwachen Institutionen und 
schwacher Staatsführung, einer Verschlechterung der Lage der Demokratie, 
grenzüberschreitende Kriminalität und illegalem Handel, Grenzschutz und Kontrolle des 
Güter- und Personenverkehrs sowie einer Verschlechterung der Sicherheit und 
Gefahrenabwehr im maritimen Bereich;
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12. ist der Auffassung, dass die EU eine größere Rolle bei der Gestaltung des 
Sicherheitsumfelds im Schwarzmeerraum spielen könnte und sollte; fordert, dass sich die 
EU im regionalen strategischen Dialog stärker engagiert und mit ihren strategischen 
Partnern in den Bereichen Sicherheit sowie Verhütung und Beilegung von Konflikten 
zusammenarbeitet; fordert, dass das Problem des grenzüberschreitenden Verbrechens und 
des illegalen Handels im Rahmen der Schwarzmeerstrategie angegangen wird und die 
Zusammenarbeit im Bereich Grenzschutz und Kontrolle des Güter- und Personenverkehrs 
weiter verbessert wird; 

13. fordert die EU auf, Initiativen zur Schaffung eines regionalen Rechtsrahmens sowie von 
Mechanismen zu ergreifen, um die Verbreitung von Waffen im Schwarzmeerraum zu 
bekämpfen, und sich der Integrierten Meerespolitik zu bedienen, um die Aktivitäten in 
den Bereichen Such- und Rettungsdienste und Unfallverhütung auf See zu koordinieren;

14. ist der Ansicht, dass eine Sicherheitsstrategie für den Schwarzmeerraum auch die Ziele 
der Verbesserung der Staatsführung, der Demokratie und der staatlichen Fähigkeiten 
beinhalten sollten; fordert die Kommission auf, ein Mainstreaming der Initiativen im 
Hinblick auf den Aufbau von Institutionen und eine demokratische Staatsführung 
durchzuführen;

Energie, Verkehr und Umwelt

15. ist der Ansicht, dass die Zusammenarbeit in den Bereichen Energie, Verkehr und Umwelt 
der Schlüssel für eine harmonische und nachhaltige Entwicklung der Region ist; begrüßt 
die Schaffung der Umweltpartnerschaft und sieht dem Beginn der beiden anderen 
Partnerschaften in den Bereichen Verkehr und Energie erwartungsvoll entgegen; fordert 
ihre rasche und wirksame Durchführung; ist der Ansicht, dass die Entwicklung eines 
gemeinsamen Rechtsrahmens auf regionaler Ebene im Hinblick auf eine wirksamere 
Zusammenarbeit und die Schaffung von Synergien in diesen Bereichen von großem 
Nutzen wäre; vertritt die Auffassung, dass die Einrichtung und Unterstützung fachlicher 
und institutioneller Netze die Fähigkeit zu kooperativer und wirksamer Beschlussfassung 
verbessern könnte;

16. unterstützt die weitere Entwicklung von Initiativen im Rahmen der Programme 
TRACECA und INOGATE; fordert die EU auf, ihre Unterstützung von 
Infrastrukturprojekten in der Region – direkt und durch die Koordinierung mit anderen 
Gebern und Investoren – weiter zu verstärken; 

17. weist erneut auf das Ziel der EU hin, Versorgungswege und -quellen zu diversifizieren; 
betont, wie wichtig das Nabucco-Projekt und die Beförderung von verflüssigtem Erdgas 
nach Europa – in Form des AGRI-Projekts – sowie der Bau von Flüssiggasterminals in 
Schwarzmeerhäfen sind; weist auf die Notwendigkeit der Schaffung eines gemeinsamen 
Rechtsrahmens zur Förderung eines transparenten, wettbewerbsfähigen und 
regelgestützten Gasmarkts hin; 

Wirtschaftliche, soziale und menschliche Entwicklung

18. ist der Ansicht, dass die wirtschaftliche, soziale und menschliche Entwicklung der Region 
insgesamt gefördert werden sollte; erachtet eine weitere Liberalisierung des Handels und 
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die Intensivierung des Handels innerhalb der Region als wesentlich für die wirtschaftliche 
Entwicklung der Region; unterstützt die Integrierte Meerespolitik der EU, die auf die 
sozio-ökonomische Entwicklung der maritimen Regionen abzielt, bedauert aber, dass die 
Schwarzmeerdimension nur wenig entwickelt ist; begrüßt die Ergebnisse, die bei der 
Zusammenarbeit in den Bereichen Bildung, Forschung und Technologie erzielt wurden; 
fordert dazu auf, die Förderung der sozialen Entwicklung, der Kontakte zwischen den 
Menschen und des Aufbaus einer starken Zivilgesellschaft weiter als Ziel zu verfolgen;

19. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission, der 
Vizepräsidentin der Kommission/Hohen Vertreterin der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik sowie den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten und allen 
Anrainerstaaten des Schwarzmeerraums zu übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

I. Einleitung

Die strategische Bedeutung des Schwarzmeerraums für die EU wurde 2007 anerkannt. Infolge 
des EU-Beitritts von Rumänien und Bulgarien wurde das Schwarze Meer teilweise zu einem 
Binnenmeer der EU. Da sich die Entwicklungen in dieser Region, die strategisch an der 
Schnittstelle zwischen Europa, dem Nahen Osten und Zentralasien liegt, direkt auf die inneren 
Angelegenheiten der EU auszuwirken begannen, wurde sich die EU der Notwendigkeit 
bewusst, über ein stärkeres Engagement ihrerseits in der Region nachzudenken. 

Dies führte zu einem neuen politischen Ansatz der EU gegenüber der Region mit der 
Bezeichnung „Schwarzmeersynergie“. Die Synergie wurde im April 2007 von der 
Europäischen Kommission vorgeschlagen. Sie stellt den derzeitigen politischen Ansatz der 
EU gegenüber dem Schwarzmeerraum dar und wurde offiziell auf der Ministerkonferenz der 
EU-Mitgliedstaaten und der Staaten des weiteren Schwarzmeerraums im Februar 2008 in 
Kiew auf hoher Ebene gemeinsam von den Akteuren der EU und des Schwarzmeerraums
gestartet.

Nach der Definition der Europäischen Kommission umfasst der Schwarzmeerraum zehn 
Staaten: drei EU-Mitgliedstaaten (Bulgarien, Griechenland und Rumänien), ein Beitrittsland 
(Türkei), fünf osteuropäische Nachbarländer (Armenien, Aserbaidschan, Georgien, die 
Republik Moldau und die Ukraine) und Russland als strategischen Partner.

Ziel der Schwarzmeersynergie ist es, die regionale Zusammenarbeit zwischen der EU und der 
Region sowie innerhalb der Region auszubauen. Sie soll ein flexibles Instrument sein, das die 
bereits bestehenden bilateralen Beziehungen der EU mit den Ländern der Region ergänzt. Sie 
zielt auf die Förderung der Zusammenarbeit und die Verstärkung der Synergien zwischen den 
Ländern der Region ab, um den Schwarzmeerraum in einen Raum der Stabilität, der 
Sicherheit, der Demokratie und des Wohlstands zu verwandeln. Es werden 13 Bereiche der 
Zusammenarbeit vorgeschlagen, die ein umfassenderes Engagement der EU in der Region 
voraussetzen würden. Die Grundsätze der Partizipation und regionalen Eigenverantwortung 
bilden das Kernstück der Initiative.

Das Europäische Parlament brachte seinen Standpunkt und seine Unterstützung in Bezug auf 
die Schaffung und den Start der Schwarzmeersynergie in seinem Bericht vom Januar 2008 
zum Ausdruck. Gleichzeitig forderte es die Ausarbeitung eines detaillierten Aktionsplans mit 
konkreten Zielen und Benchmarks und verlangte die Einrichtung eines Überwachungs- und 
Follow-up-Mechanismus. 

Das letzte Dokument der EU zur Schwarzmeersynergie stammt vom Juni 2008 und befasst 
sich mit der Bewertung des ersten Jahres der Umsetzung der Schwarzmeersynergie. Zunächst 
werden die Ergebnisse in den verschiedenen Bereichen erläutert und danach schlägt die 
Kommission eine Weiterentwicklung der Schwarzmeersynergie durch die Festlegung 
messbarer Ziele, eine sektorale Partnerschaft zur Erleichterung der Durchführung 
gemeinsamer Projekte, die Schaffung eines Forums für die Zivilgesellschaft im 
Schwarzmeerraum, die Stärkung der akademischen und Studentennetzwerke und die 
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Schaffung eines Instituts für Europäische Studien im Schwarzmeerraum vor. 

II. Gründe für die Erstellung eines Berichts über eine EU-Strategie für den 
Schwarzmeerraum

Es gibt drei Hauptgründe, die für die Abfassung eines neuen Berichts des Europäischen 
Parlaments über den Schwarzmeerraum sprechen.

Erstens ist – drei Jahre nach der Schaffung der Schwarzmeersynergie – eine aktualisierte 
Bewertung der Maßnahmen der EU im Schwarzmeerraum notwendig. Zunächst zeigt eine 
Analyse der gegenwärtigen Situation, dass klare, umfassende und aktuelle Informationen über 
die Ergebnisse der Umsetzung der Schwarzmeersynergie fehlen. Dies ist zum Teil darauf 
zurückzuführen, dass es keinen regelmäßigen Berichterstattungsmechanismus gibt und nach 
2008 keine weiteren Berichte ausgearbeitet wurden. In der Folge ist die EU der Kritik 
ausgesetzt, dass sie, was ihre Präsenz im Schwarzmeerraum betrifft, nicht einheitlich vorgeht 
und in spezifischen Bereichen der regionalen Zusammenarbeit nur in beschränktem Umfang 
tätig wird. Trotz der Empfehlung, die das Europäische Parlament in seiner Entschließung von 
2008 ausgesprochen hat, wurden bisher weder ein Aktionsplan noch Überwachungs-, 
Evaluierungs- und Follow-up-Mechanismen für die Schwarzmeersynergie eingerichtet. 

Die uneinheitliche Vorgehensweise spiegelt sich auch im finanziellen Bereich wider. Die 
Schwarzmeersynergie erhält derzeit im Rahmen verschiedener Finanzinstrumente der EU 
Mittelzuweisungen (ENPI, IPA, EFRE), wobei die verfügbaren Mittel nur in geringem Maße 
sichtbar sind und Probleme bei der Verwaltung auftreten, weil verschiedene Finanzrahmen 
koordiniert werden müssen. Das Ergebnis ist, dass Unklarheit darüber besteht, wie auf EU-
Mittel für die regionale Zusammenarbeit im Schwarzmeerraum zugegriffen werden kann. In 
diesem Frühjahr kam es sogar soweit, dass die Kommission beschloss, im EU-Haushaltsplan 
1,5 Millionen Euro (von insgesamt 2 Millionen Euro – also 75 %) von einem Pilotprojekt, das 
sich mit der Umwelt und Entwicklung des Schwarzmeerraums befasste, abzuziehen und 
einem anderen Pilotprojekt der EU im Zusammenhang mit dem Bananensektor in AKP-
Ländern zuzuweisen.

Ein zweiter Grund rührt von der Analyse der konkreten Ergebnisse der Schwarzmeersynergie 
her, die offensichtlich sehr bescheiden ausgefallen sind. Es kann eingeräumt werden, dass die 
wichtigsten Vorteile der Schwarzmeersynergie in der Aufwertung des Schwarzmeerraums als 
Raum, der für die EU von strategischer Bedeutung ist, sowie in der Anerkennung der 
Tatsache, dass sich die EU in dieser Region stärker engagieren muss, bestanden. Im Zeitraum 
2007-2008 stellte die Schwarzmeersynergie ferner eine hochrangige Befassung mit diesem 
Thema auf EU-Ebene sowie den politischen Impuls für den Start und die Verwirklichung 
dieser EU-Initiative im Schwarzmeerraum sicher.

Eine sektorbezogene Untersuchung der Ergebnisse führt zu dem Schluss, dass bei der 
Angleichung der Rechtsvorschriften und in eher technischen Bereichen wie Umwelt, 
Forschung oder Bildung Fortschritte verzeichnet wurden. Das greifbarste Ergebnis ist wohl 
der Start der Umweltpartnerschaft im März 2010.

Im Bereich der Umsetzung wurde aber deutlich weniger erreicht, und die Bereiche Stabilität, 
Demokratie und verantwortungsvolle Staatsführung verzeichnen – im Lichte der 
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Verschlechterung der Demokratiesituation in einigen Anrainerstaaten des Schwarzmeerraums 
und des Kriegs zwischen Russland und Georgien im Jahr 2008 – offensichtlich viel geringere 
Forschritte. Man könnte sogar zu dem Schluss kommen, dass die Herausforderungen in diesen 
Bereichen nicht nur weiterhin bestehen, sondern sich sogar noch verschärft haben. Immerhin 
wurde ein Forum für die Zivilgesellschaft im Schwarzmeerraum geschaffen, das in jährlichen 
Abständen stattfinden soll, und die EU hat während ihrer Vermittlungstätigkeit im Krieg 
zwischen Russland und Georgien unter Beweis gestellt, dass sie eine wirksame Rolle bei der 
Konfliktbewältigung spielen kann.
Insgesamt lässt dieses Bild, das gekennzeichnet ist durch uneinheitliches Vorgehen, das 
Fehlen von Überwachungsmechanismen und beschränkte Ergebnisse, den Schluss zu, dass die 
Schwarzmeersynergie an Sichtbarkeit eingebüßt hat. Dieser Aspekt wird noch dadurch 
verstärkt, dass nach 2008 keine Ministerkonferenz stattgefunden hat, die sich dieser EU-
Politik widmet.

Dies bringt Ihren Berichterstatter zum dritten Grund für die Erstellung des vorliegenden 
Berichts, und zwar die Forderung nach einer strategischen Vision, einem integrierten Ansatz 
und der Sichtbarkeit der künftigen EU-Maßnahmen im Schwarzmeerraum. Ihr Berichterstatter 
ist der Ansicht, dass der Vorschlag für die Schaffung einer EU-Strategie für den 
Schwarzmeerraum das beste Mittel darstellt, um die oben genannten Elemente aufzugreifen. 
Dieser Standpunkt trägt auch dem derzeitigen Kontext der Schaffung von EU-Strategien für 
Makroregionen, wie Donauraum oder Ostsee, Rechnung.

III. Die wichtigsten Empfehlungen

Die EU-Strategie für den Schwarzmeerraum sollte auf den positiven Ergebnissen der 
Schwarzmeersynergie aufbauen und gleichzeitig einen tragfähigeren politischen Rahmen 
schaffen und das Engagement der EU im Schwarzmeerraum umfassend verstärken. 

Im Hinblick auf den politischen Rahmen muss die Strategie einen integrierten Ansatz der EU 
gegenüber dem Schwarzmeerraum sicherstellen. Sie muss ferner die Erstellung eines 
Aktionsplans mit klaren Zielen, prioritären Maßnahmen, Benchmarks und Leitinitiativen 
vorsehen. Um eine wirksame Umsetzung zu erreichen, müssen Mechanismen für eine 
regelmäßige Berichterstattung, Überwachung, Evaluierung und für ein Follow-up entwickelt 
werden.

Ihr Berichterstatter vertritt die Auffassung, dass auch insbesondere darauf zu achten ist, dass 
angemessene finanzielle und personelle Mittel vorgesehen werden, um den Erfolg der 
Strategie zu gewährleisten. Aus der gegenwärtigen Analyse der Lage ergibt sich ganz klar die 
Notwendigkeit einer zweckgebundenen und gebündelten Finanzierung. Deshalb schlägt Ihr 
Berichterstatter die Schaffung einer gesonderten Haushaltslinie für die Schwarzmeerstrategie 
im EU-Haushaltsplan vor. Im Bereich der Humanressourcen muss der künftige EAD eine 
ausreichende personelle Ausstattung im Hinblick auf eine wirksame Entwicklung und 
Verwaltung der Strategie sicherstellen.

Ferner besteht – um eine strategische Führung und hochrangige Koordination zu 
gewährleisten – die klare Notwendigkeit, regelmäßig Ministertreffen zwischen der EU und 
den Ländern des Schwarzmeerraums abzuhalten. An diesen Treffen, die sich – sofern möglich 
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– an dem Beispiel der Ministerkonferenz von Kiew im Februar 2008 orientieren sollten, 
sollten alle Akteure der Region teilnehmen. Ihr Berichterstatter ist der Ansicht, dass die 
Türkei und Russland bei dieser Initiative wesentliche Partner sind und dass Bulgarien, 
Rumänien und Griechenland mit ihrer zweifachen Funktion als Küstenstaaten und EU-
Mitgliedstaaten eine Führungsrolle übernehmen sollten.

Schließlich sollten der Dialog und die praktische Umsetzung der Schwarzmeerstrategie der 
EU auf allen Ebenen der regionalen Kooperation entwickelt werden. Die parlamentarische 
Dimension und die lokale Ebene der Zusammenarbeit (zwischen Kommunalverwaltungen, 
der Zivilgesellschaft und Unternehmen) sind in diesem Zusammenhang wichtig.

Nach Ansicht Ihres Berichterstatters müssen die Hauptziele einer Strategie für den
Schwarzmeerraum darin bestehen, einen Raum des Friedens, der Stabilität und des 
Wohlstands im Schwarzmeerraum zu schaffen und die Energiesicherheit der EU zu 
gewährleisten. Folglich müssen die Bereiche Sicherheit, verantwortungsvolle Staatsführung, 
Energie, Verkehr, Umwelt und die wirtschaftliche und soziale Entwicklung als prioritäre 
Maßnahmen erachtet werden. 

Im Bereich der Sicherheit ist der Schwarzmeerraum weiterhin mit zahlreichen transnationalen 
Herausforderungen konfrontiert, die nicht übergangen werden können und auf regionaler 
Ebene gelöst werden müssen. Die wichtigsten sind u.a.: langwierige Konflikte, bilaterale 
Streitigkeiten und geschlossene Grenzen, Tendenzen in Richtung Militarisierung und 
Verbreitung von Waffen, Meeresüberwachung, illegaler Handel und grenzüberschreitende 
Kriminalität. Diese wären durch ein energisches, direktes Engagement der EU besser in den 
Griff zu bekommen.

Eine Sicherheitsdimension des Schwarzmeerraums muss ferner unbedingt energische 
Maßnahmen zur Stärkung der Demokratie, der verantwortungsvollen Staatsführung und des 
Aufbaus der staatlichen Kapazitäten beinhalten.

Was die Bereiche Energie, Verkehr und Umwelt betrifft, müssen die Unterstützung von 
Infrastrukturprojekten und die Schaffung gemeinsamer Regelungen und Rahmen eine Priorität 
darstellen. Ihr Berichterstatter begrüßt den Start der Umweltpartnerschaft im März 2010 
sowie die Pläne zur Schaffung zwei weiterer Partnerschaften in den Bereichen Verkehr und 
Energie im Schwarzmeerraum. Er betont aber, dass sie rasch und wirksam durchgeführt 
werden müssen.

Ihr Berichterstatter misst der Zusammenarbeit im Energiebereich im Schwarzmeerraum 
besondere Bedeutung zu. Er vertritt die Ansicht, dass in der künftigen Strategie ein weiteres 
Mainstreaming des Ziels der Diversifizierung der Versorgungswege und -quellen 
vorgenommen werden muss. Er hebt zwar die Bedeutung der Nabucco-Gaspipeline hervor, 
seiner Ansicht nach stellt aber auch die Beförderung von verflüssigtem Erdgas – insbesondere 
im Kontext der Wirtschaftskrise und knapper Finanzmittel – eine wichtige Option für die 
künftige Entwicklung im Energiebereich dar. Daher unterstreicht er in seinem Bericht die 
besondere Bedeutung des AGRI-Projekts sowie des Baus von Flüssiggasterminals in 
Schwarzmeerhäfen. Schließlich ist es auch wichtig, den Rahmen gemeinsamer Normen und 
transparenter Regelungen im Energiebereich im Schwarzmeerraum – basierend auf der 
Energiegemeinschaft und der Energiecharta – weiter zu stärken.
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Ferner stellt die wirtschaftliche, soziale und menschliche Entwicklung innerhalb des 
Schwarzmeerraums eine wichtige Voraussetzung dafür dar, dass sich die Schwarzmeerregion 
in ein stabiles, von Wohlstand gekennzeichnetes Gebiet verwandelt. Der Schwarzmeerraum 
wurde zwar hart von der Wirtschaftskrise getroffen, verfügt aber über ein großes Potential, 
was Wirtschaftswachstum und Handel angeht. Ihr Berichterstatter ist der Ansicht, dass im 
Mittelpunkt der Strategie die Liberalisierung des Handels und die Verstärkung des Handels 
innerhalb der Region, eine echte Diversifizierung der Wirtschaftsbranchen und die Lösung 
des Problems der wirtschaftlichen Unterschiede zwischen den Regionen stehen sollten. Im 
sozialen Bereich werden die Ergebnisse, die im Hinblick auf die Zusammenarbeit in den 
Bereichen Bildung und Forschung im Schwarzmeerraum erzielt wurden, zwar anerkannt, Ihr 
Berichterstatter ist aber der Ansicht, dass – insbesondere in den Bereichen lebensbegleitendes 
Lernen und Anpassung des Bildungssystems an die Anforderungen des Arbeitsmarktes sowie 
im Hinblick auf die Verstärkung des internationalen Austausches und die Entwicklung neuer 
Netzwerke innerhalb der Zivilgesellschaft – weitere Anstrengungen unternommen werden 
müssen.

Ihr Berichterstatter teilt ferner die Auffassung, dass die Integrierte Meerespolitik der EU 
umfassend zu einer integrierten Entwicklung des Schwarzmeerraums beitragen könnte, und 
fordert daher nachdrücklich die gezielte Entwicklung der Schwarzmeerdimension im Rahmen 
der Integrierten Meerespolitik der EU.


